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Der Entwurf der neuen, sozialistischen Verfassung - 
staatsrechtliche Gewähr echter Volkssouveränität
Stellungnahme der Sektion Staatsrecht des wissenschaftlichen Beirats
für Staats- und Rechtswissenschaften beim Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen

Der vom Vorsitzenden der Kommission zur Ausarbei­
tung der sozialistischen Verfassung, Genossen Walter 
Ulbricht, als „grundlegendes Gesetz der politischen 
Lebensordnung unseres Volkes“ und „Programm der 
staatlichen und gesellschaftlichen, ökonomischen und 
geistig-kulturellen Entwicklung“ gekennzeichnete Ent­
wurf der sozialistischen Verfassung ist vom Geiste 
lebendigen Humanismus und kämpferischer Demokra­
tie durchdrungen. Er ist die staatsrechtliche Gewähr 
echter Volkssouveränität.

Der werktätige Mensch steht im Zentrum gesellschaft­
lichen und staatlichen Handelns als Träger der politi­
schen Macht, die ihm zu dienen bestimmt ist. Die Ver­
tretungen des werktätigen Volkes sind Grundlage des 
Systems aller Staatsorgane. Durch Gesellschaft und 
politische Macht garantierte Grundrechte und Grund­
pflichten weisen den Bürgern neue Wege zur Leitung 
der Gesellschaft, zu schöpferischer Arbeit, zu Wissen­
schaft, Kultur und Sport. Auf die Entwicklung der 
individuellen Kräfte ebenso wie auf die Entfaltung der 
gemeinschaftlichen und gesellschaftlichen Potenzen ge­
richtet, stellen sie höhere Anforderungen an alle Bür­
ger. Konsequent durchzieht der Gedanke der Überein­
stimmung der politischen, materiellen und kulturellen 
Interessen der Werktätigen und ihrer Kollektive mit 
den gesellschaftlichen Erfordernissen das gesamte Ver­
fassungswerk.

Im gemeinsamen Streben, die Umstände menschlich zu 
gestalten, 'werden Freiheit und Würde der Menschen 
verwirklicht. Das ist ein beispielgebender Beitrag der 
DDR zum Jahr der Menschenrechte.

Der Verfassungsentwurf macht die unüberbrückbare 
Gegensätzlichkeit zwischen der sozialistischen Gesell­
schaft in der DDR und der imperialistischen Herrschaft 
in Westdeutschland, deren Streben nach autoritärer 
Macht sich gegenwärtig im Griff nach der Notstandsver­
fassung äußert, deutlich.

Das entworfene Verfassungsdokument ist Bekenntnis 
zur Völkerverständigung und zum Frieden.
Die im gemeinsamen Ringen um die Lebensinteressen 
der Völker erstarkte und unlösbare Freundschaft zur 
UdSSR und zu den anderen sozialistischen Staaten er­
hält ihre staatsrechtliche Fundierung ebenso wie die 
Unterstützung der Bestrebungen der Völker nach Frei­
heit und Unabhängigkeit, die Pflege freundschaftlicher 
Zusammenarbeit mit allen Staaten auf der Grundlage 
von Gleichberechtigung und gegenseitiger Achtung und 
das Streber nach einem System kollektiver Sicherheit 
in Europa und nach einer stabilen Friedensordnung in 
der Welt.

Das nationale Anliegen der DDR findet seinen Aus­
druck im verfassungsrechtlich erklärten Willen, nor­
male Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staa­
ten und ihre Zusammenarbeit auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung herzustellen und zu pflegen, die der 
deutschen Nation durch den Imperialismus aufgezwun­
gene Spaltung zu überwinden und die schrittweise An­
näherung der beiden deutschen Staaten bis zur Ver­
einigung auf der Grundlage der Demokratie und des 
Sozialismus zu erstreben.

Im Entwurf der neuen, sozialistischen Verfassung kom­
men seine historische Berechtigung, seine gegenwärtige 
Realität und seine künftige Wirksamkeit zum Aus­
druck. Er ist Erfüllung der von den Volkskräften über 
Jahrzehnte opferreicher Kämpfe angestrebten Ziele.

Die in ihm fixierten Grundlagen der sozialistischen Ge­
sellschafts- und Staatsordnung — „das feste Bündnis 
der Arbeiterklasse mit der Klasse der Genossenschafts­
bauern, den Angehörigen der Intelligenz und den an­
deren Schichten des Volkes, das sozialistische Eigentum 
an Produktionsmitteln, die Planung und Leitung der 
gesellschaftlichen Entwicklung nach den fortgeschrit­
tenen Erkenntnissen der Wissenschaft...“ (Art. 2 Abs. 2) 
— sind gesellschaftliche Realität. Zugleich gewährleisten 
sie die Realität der Rechte und Pflichten der Bürger, 
der Befugnisse und Verantwortung der Gemeinschaf­
ten, der Funktion der Gewerkschaften in unserer Ge­
sellschaft. Darüber hinaus sind sie das Fundament für 
die Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen 
Systems des Sozialismus, dessen Kernstück das ökono­
mische System ist, und fester Ausgangspunkt für den 
Weg der sozialistischen Gesellschaft zum Sieg des So­
zialismus, denn sie entsprechen den geschichtlichen 
Entwicklungsbedingungen der nächsten Jahrzehnte. Der 
Gegensatz zu Unsicherheit und Perspektivlosigkeit der 
Gesellschaft in Westdeutschland wird augenfällig.

Die Mitglieder -der Sektion Staatsrecht des wissen­
schaftlichen Beirates für Staats- und Rechtswissen­
schaften beim Ministerium für Hoch- und Fachschul­
wesen, die es mit Freude erfüllt, daß auch die Ergeb­
nisse der Arbeit der Staatsrechtswissenschaftler der 
DDR in das vorliegende Dokument einfließen konnten, 
sind sich bewußt, daß dieses Dokument ihrer weiteren 
Tätigkeit grundsätzliche Orientierung gibt, hohe Anfor­
derungen an die Lehr-, Erziehungs- und Propaganda­
arbeit stellt und den Auftrag enthält, durch theoretische 
Arbeiten zur Verfassung der sozialistischen Gesellschaft 
der DDR innerhalb der großen Volksaussprache einen 
nützlichen Beitrag zu leisten. Sie werden bemüht sein, 
diese von Partei- und Staatsführung gestellte Aufgabe 
in Ehren zu erfüllen.
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